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Ernennung der Grosseltern, welche gleichzeitig Pflegeeltern des Enkelkindes sind, als Vormund des Enkelkindes
Sachverhalt

Kindsmutter und zugleich alleinige Inhaberin der elterl. Sorge (aufgrund Scheidung) über die Tochter M., geb. 1991, hat sich das Leben genommen. Abklärung seitens unserer VB hat ergeben, dass Kindsvater das Sorgerecht nicht ausüben will. Vorschlag seitens Kindsvater, dass die nun notwendige Vormundschaft gem. Art. 368 ZGB von den Grosseltern mütterlicherseits übernommen werden soll. M. lebte seit ihrer Geburt - zusammen mit ihrer Mutter - im gleichen Haus mit den vorgenannten Grosseltern. Grosseltern sind auch bereit, das Vormundschaftsmandat zu übernehmen und zugleich für die Erziehung und Betreuung ihrer Enkelin zu sorgen. 
Die Kindsmutter hinterlässt ein stattliches Vermögen, welches der einzigen Tochter M. zufällt. U.a. die Liegenschaft, in welcher sie mit den Grosseltern lebt, eine GmBH, etc. Durch die gleichzeitige Übernahme der Betreuungsfunktion sowie der gesetzlichen Vertretung von M. durch die Grosseltern bestehen bereits im Rahmen der Errichtung Interessenkollisionen, nämlich in Bezug auf

- Abschluss Mietvertrag Wohnung Grosseltern (haben entgeltl. Wohnrecht)

- Pflegevertrag

Zudem ist nicht auszuschliessen, dass zwischen Kindsvater und Grosseltern/Vormündern Probleme in Bezug auf die Ausübung des persönlichen Verkehrs zwischen Kindsvater und Tochter entstehen könnten, auch wenn sich der Kindsvater dies im heutigen Zeitpunkt nicht vorstellen kann.

· Macht es Sinn, die Vormundschaft trotz Interessenkollisionen an die Grosseltern zu übertragen oder eine neutrale Person als Vormund einzusetzen.

Erwägungen

1. Auf Grund der geschilderten Umstände ist nicht ersichtlich, wieso sich der Kindsvater nicht vorstellen kann die elterliche Sorge auszuüben. Liegt es daran, dass keine Vater-Kindbeziehung vorhanden ist? Scheut er die Verantwortung? Hat er Bedenken, dass sich die Betreuung durch die Grosseltern und seine elterliche Funktion negativ entwickeln könnten? Aus meiner Sicht wäre es grundsätzlich anzustreben, dass dem Vater die elterliche Sorge übertragen werden kann und er mit den Grosseltern die Betreuung des Kindes vertraglich regelt (dabei kann die VB behilflich sein, kann die Kompetenzen klar regeln etc.). Auf jeden Fall ist der Vater sicher intensiv anzuhören und seine Beweggründe sind auszuloten. Es können ihm Hilfsangebote, Unterstützung etc. angeboten werden. Im Weiteren ist das Kind (vorliegend 12 jährig) bezüglich dieser Frage anzuhören. 

2. Die Vormundschaftsbehörde hat gestützt auf Art. 134 Abs. 3 ZGB die elterliche Sorge neu zu regeln. Erweist es sich nach weiteren Abklärungen nun als nicht möglich, dem Vater die elterliche Sorge zu übertragen (z.B. weil das Wohl des Kindes nicht gewährleistet ist oder er dies partout einfach nicht will), so ist dem Kind ein Vormund zu geben. Bei der Wahl des Vormundes sind die konkreten Verhältnisse und die Bedürfnisse des Kindes zu berücksichtigen.

3. Vorliegend möchte der Kindsvater, dass die Grosseltern mütterlicherseits diese Vormundschaft übernehmen, diese sind auch bereit dieses Amt zu übernehmen. Vorab stellt sich die Frage, ob nur ein Grosselternteil als Vormund/in eingesetzt wird oder beide. Dies ist gestützt auf Art. 379 Abs. 2 ZGB möglich, in der Praxis aber eher selten. Im Weiteren besteht die gesetzliche Eignungsvermutung naher Verwandter (siehe dazu Basler Kommentar 2002 Häfeli Art. 380/381 N 1ff). Das Kind lebt seit der Geburt mit der Mutter im Grosselterlichen Haushalt. Wenn nicht offensichtliche Unfähigkeiten seitens der Grosseltern vorliegen (geistige Beschränkungen etc.) wird das Pflegeverhältnis wohl aufrechterhalten und ist wohl das Beste zum Wohl des Kindes (aus dem Fragetext gehen keine anderen Bemerkungen hervor).  Im Rahmen dieses Pflegeverhältnisses übernehmen die Grosseltern  gestützt auf Art. 300 Abs. 1 ZGB bereits die Vertretung betreffend der elterlichen Sorge im ganzen Erziehungsalltag. Es macht Sinn, ihnen dazu auch die rechtliche Kompetenz zu übertragen, wenn der Vater diese nicht wahrnehmen kann oder will. Somit steht aus meiner Sicht in dieser Fallkonstellation einer Einsetzung der Grosseltern im Grundsatz nichts entgegen. Eine abstrakte Gefährdungsituation, das vielleicht später einmal auf Grund des Besuchsrechtes eine Konfliktsituation zwischen Kindsvater und Grosseltern als Vormund/in entstehen kann, ist in dieser Konstellation nicht als fehlende Eignung zu interpretieren (hier müssten bereits Spannungen im Verhältnis KV - Grosseltern vorliegen) siehe dazu auch die Beispiele im Kommentar Schnyder Murer 1984, N 59ff zu Art. 380/381).  

4. Dass die Grosseltern gleichzeitig ein Pflegeverhältnis mit dem Kind begründen (Vertrag, Aufsicht über die Pflegekinderverordnung etc.) und die Bezahlung aus der Rente respektive allfälligem Kindsvermögen regeln müssen, steht einer Ernennung nicht entgegen. Vielmehr sind für diese Geschäfte entweder im Rahmen einer ad-hoc Beistandschaft das entsprechende Geschäft auf Grund einer technischen Interessenkollision gemäss Art. 392 Ziff. 2 ZGB durch die VB direkt zu genehmigen (siehe dazu Basler-Kommentar 2002 Langenegger  Art. 392 N 25, im speziellen N 28 zum eigenen Handeln der Behörde; Schnyder/Murer 1984, N 36 zu Art. 392 Seite 868). Zu diesen Geschäften gehört auch die Regelung des Mietvertrages der Grosseltern im Haus, welches nunmehr dem Kind gehört. Aufgrund der Situation ist abzuschätzen, ob es dauernd zu solchen Interessenkollisionsgeschäften kommt oder diese nur vereinzelt vorkommen. Je nachdem kann diese Interessenkollisionsbeistandschaft auch als Dauermassnahme ausgestaltet werden (eher zurückhaltend). Im Weiteren sind die Grosseltern oder der Grosselter, welcher als Vormund/in eingesetzt wird, gegenüber der VB Rechenschaftspflichtig und zwar im vollen Umfang. Über die Rechnungsprüfung kann sichergestellt werden, dass das verwaltete Geld, wie bei anderen vormundschaftlichen Mandaten, richtig verwaltet wird. Insbesondere unterliegen die Grosseltern als Vormund/in auch den zustimmungsbedürftigen Geschäften gemäss Art. 421 und 422 ZGB. Die entsprechenden Geschäfte können, soweit notwendig, 
anlässlich der Rechnungsprüfung formell und ad-hoc genehmigt werden. Diesbezüglich ist bei der Rechnungsablage erhöhte Sorgfalt walten zu lassen.

 

5. Abschliessend sei bemerkt, dass durch die Einsetzung eines neutralen Vormundes unter Umständen sich die ganze Betreuung des Kindes auch verkomplizieren kann. Wo immer möglich ist auf Grund des Subsidiaritätsprinzips die vorliegend, von den Beteiligten vorgeschlagene Lösung anzustreben, es sei denn, wichtige Gründe seien bereits heute erkennbar, die dagegen sprechen und mit dem Wohl des Kindes nicht vereinbar wären. Aus der Schilderung sind solche Gründe nicht ersichtlich.

Luzern, 27. Januar 2003 
Urs Vogel
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